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Zuständigkeit zur Anordnung von Kindesschutzmassnahmen und Unterstützungswohnsitz

Sachverhalt

05.05.2000: 
VB der Wohngemeinde A der Familie mit 2 Kindern (1995 und 1996) errichtet eine Beistandschaft nach Art. 308, Abs. 1-3 ZGB (ohne Umschreibung Ziff. 2+ 3)
30.06.2000:
Eltern trennen sich, Mutter zieht mit den Kindern in die Gemeinde B.
31.12.2000:
Vater zieht in die Gemeinde C.
Herbst 2001:
Scheidung, Kinder werden der Mutter zugesprochen.
Nov. 2001:
VB der Wohngemeinde B (Kinder und Mutter) erkundigt sich bei der VB A wegen dem Kindesvermögensinventar und möchte sich um das Kindeswohl kümmern. Da die Mutter stets sagt, sie werde wieder umziehen, einigen sich die VB A+B, die Massnahme bleibe vorerst in A.
01.06.2002:
Auf Anraten Beistand platziert die VB A die Kinder in einer Pflegefamilie (vermutlich wurde die VB von B darüber nicht offiziell informiert).
19.05.2003:
Die VB A verfügt einen Obhutsentzug.
30.06.2004:
Die Mutter zieht in einen Nachbarkanton, in die Gemeinde D.
Obwohl die Mutter schliesslich fast 4 Jahre in B wohnte, hat sie sich immer und dauernd geäussert, sie werde den Wohnort wechseln. Aus diesem Grund ist die Kindesschutzmassnahme nie an die VB von B übertragen worden.
Die Kosten bei der privaten Pflegefamilie (Ehemann diplomierter Sozialpädagoge) trägt vorerst der Kanton X, obwohl der Platz nicht der Heimvereinbarung untersteht. 
Beide Kinder sind sozial sehr auffällig und betreuungsintensiv. Die Pflegeeltern können die Qualität erbringen. Die Platzierung erweist sich immer wieder als richtig.
Das Pflegegeld steigt unterdessen auf über Fr. 200.-- / Tag und Kind. Der Kanton ist nicht mehr bereit, die Kosten zu übernehmen. Die Beiständin ist der Meinung, Gemeinde B sei kostenpflichtig, weil die Kinder bei der Anordnung den Wohnsitz der Mutter teilten und dass es nicht relevant sei, ob VB von A oder von B die Massnahme angeordnet habe.
Sozialbehörde von B weigert sich Kosten zu übernehmen, weil VB von A angeordnet habe und nicht VB von B.
Die Übertragung der Massnahme an die VB von D ist im Gange.
Es ist nicht nachvollziehbar, ob jemals schriftlich eine Kostengutsprache an die Pflegeeltern geleistet wurde.  

Wir sind Ihnen sehr dankbar, wenn Sie versuchen, die Fragen der finanziellen Verpflichtung aus Ihrer (rechtlichen) Sicht zu beurteilen.
Erwägungen

1. Die Zuständigkeit zur Anordnung von Kindesschutzmassnahmen richtet sich nach Art.  315 ZGB: 

Art. 315
1 Die Kindesschutzmassnahmen werden von den vormundschaftlichen Behörden am Wohnsitz des Kindes angeordnet.

2 Lebt das Kind bei Pflegeeltern oder sonst ausserhalb der häuslichen Gemeinschaft der Eltern oder liegt Gefahr im Verzug, so sind auch die Behörden am Ort zuständig, wo sich das Kind aufhält.

3 Trifft die Behörde am Aufenthaltsort eine Kindesschutzmassnahme, so benachrichtigt sie die Wohnsitzbehörde.
Dabei richtet sich die Bestimmung des Wohnsitzes nach Art. 23 ff. ZGB. Der Wohnsitz des Kindes, welches sich unter elterlicher Sorge eines Elternteils befindet, folgt dem Wohnsitz dieses Elternteils (Art. 25 ZGB; C. Hegnauer, Wohnsitz des Kindes unter elterlicher Gewalt, ZVW 1988 S. 150; Berner Kommentar Hausheer/Reusser/Geiser, N 34/13 zur Art. 162).

2. Der Umstand, dass sich die Mutter während 4 Jahren in der Gemeinde B. aufgehalten hat, lässt keinen Zweifel aufkommen, dass sie dort mit ihrem Kind zwischen Juni 2000 und Juni 2004 Wohnsitz begründet hat. Unmittelbar nach einem Wegzug kann es zuweilen fraglich sein, ob am neuen Ort bereits ein Wohnsitz begründet worden sei. Das gilt namentlich, wenn es den Betroffenen an der Absicht des dauernden Verbleibens (welche nebst dem tatsächlichen Aufenthalt ein konstitutives Element des Wohnsitzes darstellt, vergl. Ch. Brückner, Das Personenrecht des ZGB, N 318; H.M. Riemer, Personenrecht des ZGB, , N 183 f.; ) am neuen Ort fehlt. Das Gesetz fingiert daher für solche Personen einen Wohnsitz (Riemer, a.a.O. N 196), in dem gemäss Art. 24 ZGB der einmal begründete Wohnsitz bis zum Erwerb eines neuen bestehen bleibt. Aufgrund der Äusserungen der Mutter wäre es daher nicht abwegig gewesen, wenn die beteiligten Vormundschaftsbehörden von A und B sich in den ersten Monaten der Aufenthaltsbegründung in der Gemeinde B auf A als fiktivem Wohnsitz geeinigt hätten. Etwas schwer fällt, dies auch noch nach 17 Monaten anzunehmen.


3. Geht man davon aus, dass die Gemeinde A fiktiver Wohnsitz blieb und die Gemeinde B Aufenthaltsort, hätten gestützt auf Art. 315 ZGB beide Vormundschaftsbehörden den Obhutsentzug und die Platzierung anordnen dürfen, wobei der Wohnsitzbehörde nach einem neuen Bundesgerichtsurteil grundsätzlich der Vorrang gebührt (BGE 129 I 419 in ZVW 2003 S. 460 ff.). Aufgrund eines Urteils der jurassischen Aufsichtsbehörden (ZVW 2002 S. 52 ff.) wurde anerkannt, dass eine bisher zuständige Vormundschaftsbehörde sogar ohne Anknüpfung an einen formellen Wohnort solange neue und ergänzende Massnahmen anordnen dürfe, bis eine bereits früher angeordnete Massnahme an die neue Wohnsitzbehörde übertragen worden sei (was vom Bundesgericht jedenfalls im Bereich des Erwachsenenschutzes ausdrücklich abgelehnt wird (BGE 126 III 415). 

Weil im vorliegenden Fall die angeordnete Aufhebung der Obhut nach Art. 310 ZGB unangefochten blieb, ist davon auszugehen, dass die Massnahme – ob nun die örtliche Zuständigkeit tatsächlich gegeben war oder nicht – nach der sogenannten Evidenztheorie (U. Häfelin/G. Müller,  Allgemeines Verwaltungsrecht, 2002 N 944) rechtskräftig und nicht nichtig ist, weil die örtliche Unzuständigkeit in der Regel kein Nichtigkeitsgrund darstellt (Imboden/Rhinow, Bd. I S. 242: Häfelin/Müller, N 959).


4. Von der örtlichen Zuständigkeit zur Anordnung der Kindesschutzmassnahme zu unterscheiden ist der Unterstützungswohnsitz: Gemäss Art. 7 ZUG (Bundesgesetz über die Zuständigkeit für die Unterstützung Bedürftiger) teilt das unmündige Kind, welches sich unter elterlicher Sorge befindet, den Unterstützungswohnsitz der Eltern oder jenes Elternteils, unter dessen Sorge es steht (hier die Mutter). Im Gegensatz zum zivilrechtlichen Wohnsitz bleibt der  einmal begründete Unterstützungswohnsitz nicht bis zum Erwerb eines neuen  bestehen; er endet vielmehr mit dem Wegzug aus dem Wohnkanton (Art. 9 Abs. 1, BGE 2A.253/2003 vom 23. September 2003, E. 23). Mit andern Worten erlosch vom Moment der Abmeldung der Mutter in der Gemeinde A. an der Unterstützungswohnsitz A. Es besteht aufgrund ihrer vierjährigen Anwesenheit in der Gemeinde B. kein Zweifel, dass die Gemeinde B.  ihr Unterstützungswohnsitz wurde. Im Übrigen bestünde keine Gesetzeslücke, hätte die Mutter in B.  keinen neuen Unterstützungswohnsitz begründet, sondern es würde die Vorschrift von Art. 12 Abs. 2 ZUG greifen, wonach ein Bedürftiger vom Aufenthaltskanton unterstützt wird, wenn er keinen Unterstützungswohnsitz hat, verbunden mit der allfälligen Ersatzpflicht des Heimatkantons nach Art. 15 ff. ZUG (BGE 2A.253/2003 vom 23. September 2003 E. 3.4). 


5. Mit der Aufhebung der Obhut und der Platzierung des Kindes durch die Vormundschaftsbehörde A. ist das Obhutsrecht an die VB A. übergegangen (BGE 128 III 3, ZVW 2002 S. 236). Sie ist damit Vertragspartnerin gegenüber den Pflegeeltern und ist verantwortlich für deren Entschädigung, wobei sie gegenüber dem unterstützungspflichtigen Gemeinwesen (B.) ein Rückgriffsrecht hat. Die Platzierung war daher nicht abhängig von einer Kostengutsprache der Sozialhilfebehörde in B. Hingegen ist das unterstützungspflichtige Gemeinwesen berechtigt,  vor der Platzierung angehört zu werden, eine genaue Rechnungslegung zu verlangen, und es steht ihm auch zu, weitere Informationen zu verlangen, insbesondere ob und welche kostengünstigeren Lösungen geprüft und weshalb sie nicht gewählt wurden (C. Hegnauer, Zum Verhältnis von Vormundschafts- und Fürsorgebehörde, ZVW 1996 S. 42 E. 4.). Unterlassen die vormundschaftlichen Organe ohne hinreichende Gründe, die Fürsorgebehörde anzuhören, so wird die Pflicht des Gemeinwesens zur Tragung der Kosten als solche nicht berührt. Die Fürsorgebehörde kann aber in dessen Namen nach Art. 420 ZGB Beschwerde führen (BGE 66 I 35;) und die Bezahlung offensichtlich unangemessener vormundschaftlicher Massnahmen mittels anfechtbarer Verfügung ablehnen (Hegnauer a.a.O. E. 5 und 6).

6. Aus dem Gesagten folgt: Die Fürsorgebehörde B hat das Recht, zur Platzierung und zu den Kosten angehört zu werden. Die platzierende Behörde A. hat das Kindeswohl ins Zentrum zu stellen, auf die Interessen des unterstützungspflichtigen Gemeinwesens aber angemessen Rücksicht zu nehmen und Kosten zu vermeiden, die sich aufgrund der Massnahme nicht rechtfertigen lassen. Die Platzierungskosten müssen von ihr ausgehandelt werden und können im Rahmen eines Vertragsverhältnisses nicht einseitig durch die Pflegeeltern verfügt werden. Stehen Aufwand und Ertrag in keinem Verhältnis, kann sich die Fürsorgebehörde des Unterstützungswohnsitzes der Kostenübernahme mittels anfechtbarer Verfügung (aus sachlichen Gründen) widersetzen. Die Beiständin vertritt zu Recht die Auffassung, es spiele keine Rolle, ob die Vormundschaftsbehörde A. oder B. die Massnahme angeordnet habe, weil die Zuständigkeiten zur Anordnung von Kindesschutzmassnahmen und der Unterstützungswohnsitz sich wie dargelegt nicht zwingend folgen. 

Ligerz, 9. August 2004
Kurt Affolter
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